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B E G R Ü N D U N G  
 
 

zum Bebauungsplan Nr. 5 
 

(Vor dem Schafskamp/Am Bergfeld) 
 

- Ortsteil Berkum - 
 

der Stadt Peine 
 
 
 
 
 1.     ERFORDERNIS DER PLANAUFSTELLUNG 

 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne 
aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauli-
che Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
 
Der Bebauungsplan wird zur Deckung des dringenden Wohn-
bedarfs der Bevölkerung aufgestellt. Zur Beschleunigung 
des Verfahrens werden die Vorschriften des Maßnahmenge-
setzes zum Baugesetzbuch in der Fassung der Neubekannt-
machung vom 28.04.1993 angewendet. 
 
Als Folge der regen Baulandnachfrage in den letzten 
Jahren hat die Stadt Peine umfangreiche Siedlungsge-
biete städtebaulich geplant und erschlossen. Die be-
reitgestellten Baugrundstücke sind fast restlos ver-
kauft und auch bebaut. Durch kurzfristige Aufstellung 
von Bebauungsplänen und umgehende Erschließung weiterer 
Baugebiete soll die anhaltende Nachfrage nach Bauland 
befriedigt werden. 
 
Ziel der Stadt Peine ist die Bereithaltung eines Wohn-
baulandangebotes, insbesondere auch für Einfamilienhäu-
ser, das dem steigenden Bedarf gerecht wird. 
 
Die verkehrsruhige und -günstige Lage von Berkum - ca. 
3 Kilometer vom Ortsrand der Kernstadt entfernt - macht 
diesen Ortsteil zu einem Anziehungspunkt für das Wohnen 
im ländlichen Raum. 
 
Die geordnete Entwicklung des Siedlungsgebietes am 
westlichen Ortsrand - abgesetzt vom Ortskern mit den 
landwirtschaftlichen Betriebsstellen - schließt hier 
Konfliktsituationen zwischen der Landwirtschaft und dem 
Wohnen weitgehend aus. 
 
Die Stadt Peine hat die Grundstücke im südwestlichen 
Geltungsbereich bereits 1992 erworben und das Bauleit-
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planverfahren für diesen Bereich eingeleitet (Bebau-
ungsplan Nr. 4). 
 
Die Änderung des Flächennutzungsplanes für den Bereich 
des Bebauungsplanes Nr. 4 wurde bereits wirksam. 
 
Im Anzeigeverfahren für den Bebauungsplan Nr. 4 hatte 
der Landkreis Peine ein Abwägungsdefizit festgestellt. 
Der an die Wohnbebauung angrenzende landwirtschaftliche 
Betrieb - damals noch mit Tierhaltung - war nicht in 
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes einbezogen wor-
den. 
 
Die Anzeige ist mit Schreiben vom 05.12.1994 zurückge-
zogen worden mit dem Hinweis, daß der Bebauungsplan 
Nr. 4 in einen erweiterten Geltungsbereich - Bebauungs-
plan Nr. 5 - einbezogen werde. 
 
Die Grundstücke in diesem Bereich sind bereits bebaut 
worden. 
 
Die Stadt Peine hat auch die Flächen für die geplante 
Siedlungserweiterung bereits erworben. 
 
Einbezogen in den Geltungsbereich sind wegen der erfor-
derlichen Abwägung der unterschiedlichen Nutzungsan-
sprüche auch eine auslaufende landwirtschaftliche Be-
triebsstelle, zwei stillgelegte Hofstellen sowie zwei 
Wohngrundstücke. 
 
Es liegen bereits jetzt wieder mehrere Baulandbewerber 
für dieses Gebiet vor. 
 
Der dringende Wohnbedarf wird außerdem durch die Struk-
turdaten - Einwohnerentwicklung/Baulandbedarf - belegt 
(siehe Anhang). 

 
 
 
 
 2.     EINFÜGUNG IN DIE BAULEITPLANUNG, DIE ÜBERÖRTLICHE PLA-

NUNG UND DIE RAUMORDNUNG 
 
Der Bebauungsplan ist aus dem wirksamen Flächennut-
zungsplan und seiner 65. Änderung (Parallelverfahren) 
entwickelt worden. 
 
Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung hat 
die Stadt Peine als Mittelzentrum u. a. die Aufgabe zur 
Sicherung und Entwicklung von Wohngebieten zur Deckung 
des Wohnbedarfs aller Bevölkerungsschichten. Die Pla-
nung ist diesem Ziel angepaßt und stellt eine maßvolle 
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Siedlungsentwicklung des Dorfes im zuträglichen Rahmen 
dar. 

 
 
 
 
 3.    BESTEHENDE RECHTSVERHÄLTNISSE  

 
Der räumliche Geltungsbereich liegt im Außenbereich. 
Bau- und planungsrechtliche Festsetzungen bestehen bis-
her nicht. Das südlich angrenzende Wohngebiet ist durch 
städtebauliche Planung geordnet. Für den südwestlichen 
Bereich ist das Bebauungsplanverfahren bis zum Sat-
zungsbeschluß geführt worden (siehe Ziffer 1). 
 
Die das Plangebiet durchquerende Elt-Freileitung 
(20 kV) ist bereits stillgelegt und soll abgebrochen 
werden. Sie ist im Plan nicht mehr dargestellt. 
 
Die unbebauten Flächen im Plangebiet werden zur Zeit 
noch landwirtschaftlich genutzt. Die Stadt Peine hat 
die Grundstücksflächen aber bereits von den Landwirten 
zum Zwecke der Bebauung erworben. Ein Teil waren hof-
nahe Weide- und Ackerflächen der Hofstelle Unter den 
Linden 7. Die Tierhaltung auf der Hofstelle ist einge-
stellt worden. Weitere Produktionsflächen sind veräu-
ßert worden, so daß hier von einem auslaufenden Betrieb 
ausgegangen werden kann. 
 
Die landwirtschaftliche Nutzung der ehemaligen Höfe 
Nr. 9 und Nr. 11 ist seit mehreren Jahren eingestellt 
worden. 

 
 
 
 
 4.    DER BESTAND INNERHALB UND AUßERHALB DES 

BEBAUUNGSPLANGEBIETES 
 
Das Planungsgebiet schließt im südlichen Bereich etwa 
höhengleich an die vorhandene Ortsbebauung an. Im Be-
reich Am Bergfeld fällt das Gelände in nordwestlicher 
Richtung erheblich ab, so daß hier Auffüllungen der 
Baugrundstücke erforderlich werden können. Die mittlere 
Höhe über NN beträgt ca. 67,50 m. Das Gelände steigt 
von Nordwest nach Südost etwa gleichmäßig ohne größere 
Geländesprünge an. 
 
Die Schölke durchfließt das Gebiet in nördlicher Rich-
tung. 
 
Die örtlich noch vorhandene Elt-Freileitung ist außer 
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Betrieb und soll abgebaut werden. 
 
Begrenzt wird das Planungsgebiet 
 
- im Westen und Norden durch die freie Feldflur, 
- im Süden und Osten durch die vorhandene Ortsbebauung. 
 
Im Bereich der ehemaligen Hofstellen befindet sich er-
haltenswerter Baumbestand, von dem zwei Eichen die 
Merkmale eines Naturdenkmals aufweisen und im Land-
schaftsrahmenplan des Landkreises als solche vorge-
schlagen worden sind. 
 
Die Darlegung verschiedener Nutzungsansprüche an den 
Landschaftsraum sowie die Bestandsbewertung erfolgen 
unter Ziffer 6. 

 
 
 
 
 5.    PLANINHALT/ZIELE, ZWECKE UND WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN  
 
 5.1   Baugebiet/bauliche Nutzung  

 
Der vorhandenen Ortsstruktur entsprechend sowie den Be-
dürfnissen der Bevölkerung hier im stadtnahen Sied-
lungsraum ist für den Bereich der Ortserweiterung eine 
offene, eingeschossige Bauweise festgesetzt. Für die 
Hofstellen ist die vorhandene zweigeschossige Bebauung 
als Festsetzung übernommen worden. 
 
Die Festsetzung “allgemeines Wohngebiet“ mit Ausschluß 
verschiedener störender Nutzungen sowie die Begrenzung 
der höchstzulässigen Zahl der Wohnungen je Wohngebäude 
und die Begrenzung der GRZ auf 0,25 trägt dem Ziel 
Rechnung, hier am Ortsrand - stadtnah - vorrangig eine 
ungestörte Wohnnutzung zu sichern. 
 
Die drei Hofstellen, von denen zwei bereits seit mehre-
ren Jahren stillgelegt sind, werden als WA L (allgemeines 
Wohngebiet mit landwirtschaftlichen Betriebsstätten) 
festgesetzt. 
 
Den Betrieben wird hier die weitere Nutzung, Änderung 
sowie Erweiterung der Produktionsanlagen ermöglicht, 
jedoch unter dem Gebot der gegenseitigen Rücksicht-
nahme. 
 
Da die Tierhaltung auf der Hofstelle Nr. 7 auch bereits 
eingestellt worden ist, kann davon ausgegangen werden, 
daß von hier aus keine unzumutbaren Belästigungen aus-
gehen. 
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 5.2   Örtliche Bauvorschrift  

 
Zur Bewahrung charakteristischer Dorfstrukturen sind 
einige Gestaltungsmerkmale textlich festgesetzt. 
 
Durch die einheitliche rotbraune Dachdeckung der Ge-
bäude am Außenrand des Siedlungsgebietes soll sich die 
Erweiterung in das Ortsbild einfügen. Die Begrenzung 
der Dachneigung und der Traufhöhe sowie die Dachgestal-
tung der Garagen und Nebengebäude sollen hierzu eben-
falls beitragen. 

 
 
 5.3   Straßenverkehrsflächen/Parkplätze  

 
Die äußere Erschließung erfolgt über die Straßen Am 
Bergfeld/Ackernstraße/Unter den Linden, die über die 
B 65 Anschluß an die überörtlichen Hauptverkehrszüge 
sowie an das innere städtische Ringsystem und das Netz 
der Landes- und Kreisstraßen haben. 
 
Die innere Erschließung erfolgt über eine 5,50 m brei-
te, durchgehend gepflasterte Wohnstraße mit Stichwegen. 
 
Die Verkehrserschließung ist so konzipiert, daß durch 
die geschwungene und abgewinkelte Führung der Wohnstra-
ßen die Bebauung städtebaulich effektive Hausgruppie-
rungen und Raumbildungen ermöglicht; andererseits wird 
dadurch auch zwangsläufig eine Verkehrsberuhigung er-
reicht. 
 
Für den ruhenden Verkehr sind auf den Grundstücken Ga-
ragen oder Stellplätze zu errichten. Für den Besucher-
verkehr sind punktuell im Straßenraum Parkplätze fest-
gesetzt. 
 
Ein Geh- und Radweg verbindet das Baugebiet mit dem 
vorhandenen Kinderspielplatz und stellt eine kurze Ver-
bindung zur Ortsmitte her. Der geplante Geh- und Radweg 
im nördlichen Bereich entlang der Schölke verbindet das 
Baugebiet auf kurzem Wege mit dem Festplatz der Ort-
schaft Berkum. 

 
 
 5.4   Versorgung  

 
Die Versorgung des Gebietes mit Trinkwasser und elek-
trischer Energie ist durch entsprechende Erweiterung 
der Leitungsnetze gesichert. 
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Nicht gesichert ist die Versorgung am Ort selbst mit 
Gütern des täglichen Bedarfs. Die Versorgung übernehmen 
seit mehreren Jahren Ladengeschäfte in der Kernstadt. 
 
An der Straße Unter den Linden befindet sich ein ausge-
bauter Kinderspielplatz, der vom Flächenangebot den zur 
Zeit erforderlichen Bedarf des Einzugsbereiches ab-
deckt. 
 
Die schulpflichtigen Kinder sind der Grundschule Ro-
senthal zugeordnet. 
 
Die Bushaltestelle des Personennahverkehrs befindet 
sich südlich des Planungsgebietes an der Straße Unter 
den Linden zwischen Hausnummer 18 und Hausnummer 22. 

 
 
 5.5   Baugrundverhältnisse  

 
Die Boden- und Untergrundverhältnisse können sowohl für 
die Bebauung als auch für die Vegetation als gut be-
zeichnet werden. In einer Gründungstiefe von 2 m befin-
den sich Mittel- und Grobsande, darüber mehr oder weni-
ger lehmige Sande. 
 
Die Standfestigkeit der Böden für die Bebauung ist im 
Einzelfall zu überprüfen. 

 
 
 5.6   Schmutzwasserentsorgung  

 
Die Entwässerung des Gebietes erfolgt im Trennsystem. 
Zur Aufnahme des Schmutzwassers werden in den Straßen 
Kanäle verlegt. Die Ableitung erfolgt teilweise über 
den Kanal in der Straße Vor dem Schafskamp sowie über 
den in Nord-Süd-Richtung durch das Baugebiet verlaufen-
den Kanal, im übrigen über die geplante Pumpstation mit 
Druckrohrleitung zum Kanal in der Straße Am Bergfeld, 
von dort über Hauptsammler zur Kläranlage, wo es voll 
biologisch gereinigt und in die Fuhse abgeleitet wird. 
 
Die Anschlußkanäle sind so dimensioniert, daß sie die 
zusätzlichen Abwässer ohne Schwierigkeiten aufnehmen 
können. 

 
 
 5.7   Regenwasserableitung  

 
Das Regenwasser wird über neu zu verlegende Kanäle der 
Schölke zugeführt. 
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 5.8   Öffentliche Grünfläche/Kinderspielplatz  
 
Öffentliche Grünflächen sind im Geltungsbereich nicht 
festgesetzt. Der öffentliche Kinderspielplatz für die 
Ortschaft Berkum grenzt südlich direkt an das Plange-
biet an. Sein Spielangebot ist überwiegend auf kleinere 
Kinder zugeschnitten. Positiv sind die ortszentrale 
Lage, die Zugänglichkeit von zwei Seiten wenig 
befahrene Ortsstraßen sowie die geringe Immissions-
belastung. 

 
 
 5.9   Private Grünflächen/Bepflanzungsbindungen  

 
Die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern dient einer-
seits als Eingrünung des Ortsrandes und der Schölke so-
wie zur Gestaltung des Straßenraumes. Andererseits wer-
den damit die nach dem Niedersächsischen Naturschutzge-
setz geforderten Ausgleichsmaßnahmen erfüllt. 

 
 
 
 
 6.    NATUR- UND LANDSCHAFTSPFLEGE UND UMWELTSCHUTZ  
 
 6.1   Bestandsbewertung  

 
Der Bebauungsplan bereitet Maßnahmen vor, die erforder-
lich sind, um einen Teilbereich der intensiv ackerbau-
lich genutzten ausgeräumten Feldflur sowie ehemals hof-
nahe Weideflächen am Ortsrand der Wohnbebauung zuzufüh-
ren. 
 
Schutzgebiete nach den §§ 24 bis 28 a Niedersächsisches 
Naturschutzgesetz bzw. besonders schutzwürdige Tier- 
und Pflanzenarten sind von der Planung nicht betroffen. 
 
Nach der naturräumlichen Gliederung gehört der Pla-
nungsraum zur Braunschweig-Hildesheimer Lößbörde. Der 
vorherrschende Bodentyp hier am Mehrumer Bördenrand ist 
gleyartige Braunerde. Diluviale Lehme und Sande lagern 
über Kreidemergeln und Tonen. Die oberste Bodenschicht 
wird von einer dünnen Lößdecke gebildet. 
 
Die Leistungsfähigkeit des Bodens ist durch die inten-
sive landwirtschaftliche Nutzung eingeschränkt. 
 
Die Grundwasserqualität wird im wesentlichen durch den 
Eintrag von Nährstoffen (insbesondere Nitrat) beein-
trächtigt. Im Kreisgebiet sind jedoch noch keine Grenz-
überschreitungen nach Regelanwendung festgestellt wor-
den (Quelle: Kapitel 3.4.1 Landschaftsrahmenplan des 
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Landkreises Peine). 
 
Die Grundwasserneubildung ist mittelmäßig. 
 
Die durch das Plangebiet fließende Schölke ist in ihrem 
Ausbauzustand als naturfern einzustufen. Durchlaßbau-
werke und Uferbefestigungen aus Beton beeinträchtigen 
die Qualität. 
 
Durch die Einleitung von Mischwasserabschlägen ist das 
Gewässer stark verschmutzt und die Wassergüte sehr hoch 
beeinträchtigt. 
 
Die landschaftsräumlichen Zusammenhänge nach Süden sind 
durch die B 65 als Versiegelungsband und linienförmige 
Emissionsquelle durchschnitten. Das Landschaftsbild ist 
durch die vorhandenen Elt-Freileitungen gestört. Die 
Landschaftsbildqualität ist gering. 
 
Der Biotopbestand mit hoher oder mittlerer Lebensraum-
funktion ist gering und weist in der freien Feldflur 
erhebliche Defizite auf; ausgenommen die Ortsrandein-
grünung und die erhaltenswerten Baumbestände auf den 
ehemaligen landwirtschaftlichen Hofstellen. 

 
 
 
 
 6.2   Wesentliche Auswirkungen  

 
Das geplante Baugebiet berührt keine wertvollen Berei-
che für Natur und Landschaft, bildet jedoch für den Ar-
ten- und Biotopschutz eine Barriere, solange die vorge-
sehene Ortsrand- und Gewässereingrünung für Biotopver-
netzung nicht erstellt ist. Solange ist auch eine visu-
elle Beeinträchtigung gegeben. 
 
Der landwirtschaftlichen Nutzung werden Flächen mit 
mittlerer bis guter Ertragsfähigkeit entzogen. 
 
Die Grundwasserneubildung wird durch die weitere Boden-
versiegelung beeinträchtigt. Bei den durchlässigen 
Deckschichten des Bodens besteht eine mittlere Empfind-
lichkeit gegenüber Schadstoffeinträgen. 
 
Die Lärmemissionen durch den zusätzlichen Autoverkehr 
werden gering sein und den Lebensraum für Tiere in der 
angrenzenden Feldflur nicht wesentlich beeinträchtigen. 

 
 
 6.3   Beurteilung der Planungsmaßnahmen  
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Das durch die Planung entstehende, unter 6.1 und 6.2 
aufgezeigte Belastungsrisiko ist gering und wird als 
ausgleichbar bewertet. 
 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und das Land-
schaftsbild werden nicht erheblich oder nachhaltig be-
einträchtigt. 
 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist westlich der 
Ortslage Berkum eine Siedlungsfläche für bauliche Nut-
zung vorgesehen. 
 
Besondere landschaftspflegerische Maßnahmen sind nicht 
geplant. Naturschutzrechtliche Bindungen bestehen 
nicht. 

 
 
 6.4   Abwägung/Ausgleich  

 
Für die Stadt Peine nehmen die Belange der Siedlungs-
entwicklung hier in kernstadtnaher Lage mit vorhandener 
Infrastruktur wegen des dringenden Wohnbedarfs der Be-
völkerung einen vorrangigen Platz ein. 
 
Die Belange der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 5 Zif-
fer 7 BauGB werden in der Abwägung zwar gleichrangig 
eingestuft; sie können aber gegenüber der Siedlungsent-
wicklung zurücktreten, weil dies durch die festgesetz-
ten Ausgleichsmaßnahmen kompensiert wird. 
 
Die Flächenversiegelungen und der Flächenverbrauch wer-
den auf das notwendige Mindestmaß beschränkt, so daß 
die Ausgleichsmaßnahmen auf den jeweiligen Grundstücken 
erfolgen können. 
 
Bemessungsgrundlage für den Ausgleich bildet neben der 
zu erwartenden geringen Versiegelung der Grundfläche 
die derzeitige Nutzung und damit die geringe ökologi-
sche Bedeutung des Planungsgebietes. 
 
Die festgesetzten Eingrünungsmaßnahmen am Ortsrand, an 
der Schölke und auf den Baugrundstücken sollen einer-
seits eine bessere Einfügung in das Landschaftsbild so-
wie eine bessere optische Wirkung der Straßenräume ge-
währleisten; andererseits wird damit das Baugebiet öko-
logisch aufgewertet und der erforderliche Ausgleich er-
bracht. 
 
Nach dem Kompensationsmodell „Informationsdienst Natur-
schutz Niedersachsen 1/94“ läßt sich die Auswirkung der 
Planung auf Natur und Landschaft überschlägig wie folgt 
abschätzen: 
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 6.4.1 Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften 

----------------------------------------- 
 
Beseitigung und Umbau von Vegetation auf 3,4 ha Acker 
(naturferne Biotoptypen ohne Vorkommen gefährdeter Ar-
ten) 
 
vorher: Wertstufe 3 
nachher: Wertstufe 3 
 
Es entstehen keine erheblichen Beeinträchtigungen. Aus-
gleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 

 
 
 6.4.2 Schutzgut Boden 

--------------- 
 
Bodenversiegelung durch Bebauung und Straßenbau auf 
stark überprägtem Naturboden. 
 
Bebauung     = 0,8 ha 
Straßen      = 0,3 ha  
zusammen     = 1,1 ha 
 
vorher: Wertstufe 2 
nachher: Werstufe 3 
 
Es entstehen erhebliche Beeinträchtigungen, die auszu-
gleichen sind. 
 
erforderlicher Ausgleich: 
 
1,1 ha x 0,3     = 0,33 ha 
         ======= 
 
vorgesehener Ausgleich: 
 
Entwicklung von Siedlungsgehölzen aus standortgerechten 
Arten auf 0,6 ha im Baugebiet sowie Anpflanzung von 
Einzelbäumen an den Straßen. 

 
 
 6.4.3 Schutzgut Grundwasser 

--------------------- 
 
Beeinträchtigung der Grundwassersituation durch die Bo-
denversiegelung 
 
vorher: Wertstufe 2 
nachher: Wertstufe 2 
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Es entstehen keine erheblichen Beeinträchtigungen. Aus-
gleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 

 
 
 6.4.4 Schutzgut Oberflächengewässer 

----------------------------- 
 
Durch die Einleitung des Oberflächenwassers aus dem 
Baugebiet werden die Gewässergüte und die Wasserführung 
der Schölke unerheblich beeinträchtigt. 
 
vorher: Wertstufe 2 
nachher: Wertstufe 2 
 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
Das Fließgewässer wird jedoch durch die festgesetzten 
Eingrünungsmaßnahmen erheblich aufgewertet. 

 
 
 6.4.5 Schutzgut Luft 

-------------- 
 
Der wenig beeinträchtigte Bereich der Ortschaft Berkum 
wird durch die maßvolle eingeschossige offene Sied-
lungserweiterung unerheblich verändert. 
 
vorher: Wertstufe 2 
nachher: Wertstufe 2 
 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 

 
 
 6.4.6 Schutzgut Landschaftsbild 

------------------------- 
 
Der durch die Bebauung vorübergehend entstehende offene 
Ortsrand beeinträchtigt hier die Landschaftsbildquali-
tät nur unerheblich. 
 
vorher: Wertstufe 3 
nachher: Wertstufe 3 
 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 

 
 
 6.5   Vorkehrungen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen  

 
Mit dem Nachweis unter 6.4.1 bis 6.4.6 ist die Ein-
griffsregelung gemäß § 8 a Bundesnaturschutzgesetz voll 
erfüllt. 
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Durch die Überkompensation beim Schutzgut Boden werden 
so gleichzeitig Vorkehrungen zur Vermeidung von Beein-
trächtigungen für die übrigen Schutzgüter getroffen. 
 
Als Ergänzung zu den planungsrechtlich festgesetzten 
Ausgleichsmaßnahmen erwartet die Stadt Peine von den 
Bauherren eigenverantwortliche Beiträge zur Verbesse-
rung der natürlichen Lebensgrundlagen. 
 
Dies können sein: 

 
- Herstellung der Garagenzufahrten und der Hofflä-

chenbefestigungen aus weitgehend wasserdurchlässi-
gem Material 

 
- begrünte Dachflächen und Fassaden, die zur Verbes-

serung des Kleinklimas beitragen und somit einen 
Beitrag zum Ausgleich der Bodenversiegelung leisten 

 
 
 
 
 7.    PLANUNGSSTATISTIK 
 
 7.1   Größe des Planungsgebietes    55.000 m² 
 
 
 7.2   Erschließungsflächen 

- Straßenflächen       3.500 m² 
- Parkflächen         300 m² 
- Schölke-Vorfluter      2.700 m² 

 
 
 7.3   Größe des Nettobaulandes    48.500 m² 

 
davon bereits bebaut (Altbebauung)  14.000 m² 
                     (Schafskamp)  11.500 m² 
 
verfügbares Bauland     23.000 m² 

 
 
 7.4   Besiedlungsdichte 

 
vorhanden sind: 
 
17 Einzelhäuser      17 WE 
 5 Einliegerwohnungen      5 WE 
 
geplant sind: 
 
32 Einzelhäuser      32 WE 
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30 % Einliegerwohnungen    10 WE  
zusammen       42 WE 
 
Unter Zugrundelegung von 2,3 Personen je Wohneinheit 
- EW/WE - können ca. 100 Personen im Neubaugebiet woh-
nen. 

 
 
 
 8.    KOSTENSCHÄTZUNG  

 
Die der Gemeinde voraussichtlich durch die vorgesehenen 
städtebaulichen Maßnahmen entstehenden Kosten betragen 
ca.      Mio. DM. Es werden Beiträge nach Maßgabe des 
geltenden Ortsrechtes erhoben. 

 
 
 
 9.    ABWÄGUNG DER STELLUNGNAHMEN SOWIE DER BEDENKEN UND 

ANREGUNGEN 
 
Eine Auflistung ist als Anlage beigefügt. 

 
 
 
 
10.    VERFAHRENSVERMERKE 

 
Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungspla-
nes Nr. 5 und dem städtebaulichen Entwurf gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 2 Abs. 3 BauGB-Maßnah-
mengesetz vom 03.02.1997 bis 17.02.1997 öffentlich aus-
gelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbin-
dung mit dem Beschluß des Bebauungsplanes als Satzung 
in seiner Sitzung am 17.04.1997 beschlossen. 

 
 
 
 

Peine, den 29.05.1997 
 
 
 
gez. Biel        gez. Willenbücher 
 
Bürgermeister        Stadtdirektor 
 


